Deutscher Bundestag 
6. Wahlperiode 


Drucksache VI/216 


Der Bundesminister 53 Bonn-Bad Godesberg, den 23. Dezember 1969 

für Städtebau und Wohnungswesen 

Z 4 - 17 00 22- 


An den 

Herrn Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Darlehensschulden im öffentlich geförderten Woh- 

nungsbau 

Bezug: Kleine Anfrage der Abgeordneten Erpenbeck, Dr. 

Czaja, Mick, Ott, Baier, Geisenhofer und der Fraktion 
der CDU/CSU 
- Drucksache VI/143 - 


Im Namen der Bundesregierung beantworte ich die Kleine 
Anfrage wie folgt: 

1. Kann der Bundesminister für Städtebau und Wohnungswesen 
nunmehr die am 23, Dezember 1968 noch nicht gemachten 
Angaben tätigen, um wieviel höhere Jahresleistungen als im 
Jahre 1968 die einzelnen Länder von den Darlehensschuldnern 
öfientlicher Baudarlehen für das Jahr 1969 auf Grund des Woh- 
nungsbau-Änderungsgesetzes 1968 „angefordert" haben, ohne 
dabei über die Höhe der tatsächlichen Zins- und Tilgungs- 
eingänge zu berichten? 

2. Hat der Bundesminister für Städtebau und Wohnungswesen 
nunmehr Unterlagen über die erhöhten Zinssummen, die bereits 
vor Beginn des Jahres von den Schuldnern öffentlicher Bau- 
darlehen des Bundes seitens der zuständigen Stellen der Länder 
auf Grund des Wohnungsbau-Anderungsgesetzes 1968 ange- 
fordert wurden? 

Wegen der Höhe der von den darlehensverwaltenden Stellen 
angeforderten neuen Jahresleistungen habe ich die Länder 
gebeten, die Zahlen zur Verfügung zu stellen. Ich bin davon 
ausgegangen, daß in den einzelnen Ländern jetzt, trotz der 
unterschiedlichen Zeitpunkte, zu denen die Zinserhöhung wirk- 
sam geworden ist, die erforderlichen Angaben zusammen mit 
den ebenfalls gewünschten Zahlen über die Auswirkung der 
Kappungsgrenzen vorliegen. 

Die Länder hatten mich darüber, ab wann die höhere Ver- 
zinsung nach dem Wohnungsbau-Änderungsgesetz 1968 von 
den Darlehensschuldnern gefordert worden ist, wie folgt unter- 
richtet: 
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Baden-Württemberg: für die entsprechend den Darlehens- 

Verträgen nach dem 30. September 

1968 jeweils beginnenden Leistungs- 
zeiträume; seit 1. März 1969 sind alle 
betroffenen Darlehen höher zu ver- 
zinsen 

Bayern: gemäß den in den Darlehensver- 

trägen vereinbarten Zahlungsab- 
schnitten in 6 Etappen mit Wirkung 
ab 1. Oktober, 1. November, 1. De- 
zember 1968 und 1. Januar, 1. Fe- 
bruar und 1. März 1969 

Berlin: ab 1. April 1969 

Bremen: nach Maßgabe der jeweiligen Zah- 

lungsabschnitte ab l.Oktober, 15. No- 
vember 1968, 1. Januar, 15. Februar 
und 1. April 1969 

Hamburg: ab 1. Oktober 1968 

Hessen: ab 1. Oktober 1968 

Niedersachsen: ab 1. Januar 1969 

Nordrhein-Westfalen: ab 1. Januar 1969 

Rheinland-Pfalz: für die ab 1. Oktober 1968 laufenden 

Zinszahlungszeiträume 1. Oktober 
1968, 1, November 1968 und 1. Januar 

1969 

keine Zinserhöhung (vgl. Artikel VI 
§ 2 Abs, 1 des Wohnungsbauände- 
rungsgesetzes 1968; von der Ermäch- 
tigung nach Artikel VI § 2 Abs. 2 ist 
bisher kein Gebrauch gemadit worden) 

unterschiedlich entsprechend den in 
den Darlehensverträgen vereinbar- 
ten Zeiträumen und Zahlungster- 
minen; erstmalig und überwiegend 
ab 1. Oktober 1968. 

v3. Welche tatsächliche Höhe betrugen daraus die Mehreinnahmen 
des Bundes im ersten Halbjahr 1969 und wozu wurden sie im 
einzelnen nach den gesetzlichen Vorschriften für die Förderung 
des Wohnungsbaues verwandt? 

Mehreinnahmen sind dem Bund im ersten Halbjahr 1969 wegen 
des späten Inkrafttretens des Gesetzes und des Abrechnungs- 
verfahrens mit den Ländern nicht zugeflossen. Darauf habe ich 


Saarland: 


Schleswig-Holstein: 
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bereits in meiner Antwort - ßundestagsdrucksache V/3689, 
Nr. 4, letzter Absatz - auf die Kleine Anfrage - Bundestags- 
drucksache V/3612 - hingewiesen. 


4. Um wieviel höher sind die seitens der zuständigen Behörden 
und Stellen von den Schuldnern öffentlicher Baudarlehen auf 
Grund des Wohnungsbau-Änderungsgesetzes 1968 tatsächlich 
„angeforderten" Bundesanteile an Jahresleistungen als die vom 
Bundesminister für Städtebau und Wohnungswesen geschätzten 
und im Einzelplan 25 It. Drucksache V/3689 zugrunde gelegten 
Mehreinnahmen von hundert Millionen DM? 


Die Länder haben nach dem bei ihnen für 1969 zu erwartenden 
Mehraufkommen aus der Zinserhöhung den Anteil des Bundes 
wie folgt geschätzt: 



- in Mio DM - 

Baden- Württemberg 

8,6 

Bayern 

10,3 

Berlin 

2,93 

Bremen 

0,51 

Hamburg 

10,5 

Hessen 

6,1 

Niedersachsen 

8,5 

Nordrhein- Westfalen 

30,0 

Rheinland-Pfalz 

3,8 

Saarland 

- 

Schleswig-Holstein 

2,97 

84,21 


Der genaue Bundesanteil errechnet sich nachträglich aus dem 
Verhältnis der Bundesmittel zu den übrigen öffentlichen Mitteln 
am Ende eines Kalenderjahres (§ 19 11. WoBauG). Er ist daher 
Schwankungen unterworfen. 

Die von den Ländern geschätzten Anteile des Bundes für 1969 
ergeben im übrigen wegen der unterschiedlichen Anfangs- 
termine der Zinserhöhung noch kein volles Jahresergebnis. Ob 
der vom Bundesminister der Finanzen und dem Bundesminister 
für Städtebau und Wohnungswesen einvernehmlich geschätzte 
Bundesanteil von 100 Mio DM im Jahre 1970 erreicht werden 
wird, bleibt abzuwarten. Zur Zeit ergeben sich keine Anzeichen 
dafür, daß der Bundesanteil 100 Mio DM jährlich überschreiten 
wird. 


5. Wie hoch schätzt der Bundesminister für Städtebau und Woh- 
nungswesen die Kappung der angeforderten Bundesanteile an 
den Jahresleistungen auf Grund der Vorschriften des Woh- 
nungsbau- Anderungsgeselzes 1968? 


Da eine Schätzung von hier aus nicht möglich ist, habe ich die 
Länder gebeten, die Angaben über die Auswirkung der 
Kappungsgrenzen zur Verfügung zu stellen. 
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6. Kann der Bundesminister für Städtebau und Wohnungswesen 
in Aussicht stellen, daß Summen, die über die von ihm in 
Drucksache V/3689 geschätzten Mehreinnahmen von hundert 
Millionen DM hinausgehen, für die Förderung von Eigentümer- 
wohnungen im öffentlich geförderten Wohnungsbau verwandt 
werden, nachdem der Rückgang der Förderung von Eigentümer- 
wohnungen in den Jahren 1966, 1967 und 1968 nunmehr nach 
den gesetzlichen Vorschriften eines fühlbaren Ausgleichs 
bedarf? 

Wie bereits in der Antwort zu Frage 4 ausgeführt, liegen keine 
Anzeichen vor, daß über die Schätzungen hinaus Mehrein- 
nahmen für den Bund erwartet werden können. Ich bin aber im 
übrigen der Auffassung, daß die eigentumspolitische Zielset- 
zung des Zweiten Wohnungsbaugesetzes auch in den letzten 
Jahren ausreichend berücksichtigt worden ist. Der Anteil der 
Eigentümerwohnungen betrug im sozialen Wohnungsbau, der 
neben dem traditionellen öffentlich geförderten sozialen Woh- 
nungsbau auch den mit Annuitätszuschüssen gemäß § 88 des 
Zweiten Wohnungsbaugesetzes und ähnlichen Hilfen geförder- 
ten sonstigen sozialen Wohnungsbau umfaßt, 1968 immerhin 
28,5 V. H. Eine isolierte Betrachtung der Entwicklung im tradi- 
tionellen öffentlich geförderten sozialen Wohnungsbau würde 
die Tatsache ignorieren, daß in den Programmen der Länder 
zum Teil bereits für mehr als die Hälfte der Wohnungen eine 
Förderung im sogenannten zweiten Förderungsweg vorgesehen 
ist. 

Schließlich sollten bei einer Beurteilung der Förderungsergeb- 
nisse aus der Sicht der Eigentums- und Vermögenspolitik immer 
auch die hohen finanziellen Leistungen des Bundes und der 
Länder für die Bausparförderung berücksichtigt werden. 

Sobald mir die von den Ländern erbetenen Angaben vollständig 
vorliegen, werde ich meine Antwort ergänzen. 


Dr, Lauritzen 



